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P R E S S E M I T T E I L U N G

Wolfsschutz-Deutschland : "Lex Wolf" ein 
Machwerk von Lobbyisten

22. Mai 2019

Als ein "Machwerk von Lobbyisten aus BauernverbÄnden, 
Weidetierhaltern und vielen JÄgern" bezeichnete Brigitte Sommer, 
die Vorsitzende von Wolfsschutz-Deutschland e.V., den durch 
gewinkten Gesetzesentwurf zur Ånderung des Naturschutzgesetzes,
der das AbschieÇen von WÉlfen erleichtert und das Ausrotten von 
Wolfshybriden legalisiert.

Das willk�rliche Abschie�en von W�lfen, v�llig unabh�ngig davon, welcher 
Wolf den Riss verursacht habe, sei ein weiterer Schritt, den Natur- und 
Artenschutz in Deutschland zugrunde zu richten. 

�u�erst bedenklich und irrwitzig sei, dass Absch�sse schon zur Abwehr 
drohender landwirtschaftlicher Sch�den erlaubt seien. Sommer: "Das ist, als 
ob die Polizei wahllos ein verkehrssicheres Auto aus dem Verkehr zieht, weil 
es ja eventuell einen Unfall verursachen k�nnte." Selbst wenn Risse nicht 
genetisch einem Wolf zugeordnet werden k�nnten, sei es mit diesem Gesetz 
nun m�glich, einfach W�lfe und sogar ganze Wolfsrudel abzuschie�en. Auch 
die Art und Weise, wie dieses Gesetz zustande gekommen sei, zeige 
diktatorische Ausma�e. Es sei demokratisch nicht akzeptabel, dass 
anerkannte Naturschutzorganisationen �ber den Inhalt des Gesetzesentwurfs
erst aus der Zeitung erfahren haben.

In dem Gesetz werde v�llig au�er Acht gelassen, dass Risse nicht durch 
ans�ssige Rudel, sondern auch von durchwandernden Jungw�lfen verursacht 
werden k�nnten. Sommer: "Weder die SPD-Umweltministerin Svenja 
Schulze, noch alle anderen Ministerinnen und Minister haben sich vorher mit 
der Biologie des Wolfs besch�ftigt. Fallen Elterntiere weg, werden nicht 
weniger, sondern mehr Weidetiere gerissen". Statistiken w�rden das 
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beweisen. "Mit ihrem Gesetz hebelt die Bundesregierung nicht nur das EU-
Recht aus, sondern auch das Tierschutzgesetz", erkl�rte Brigitte Sommer. Im 
Gesetz sei kein Wort von Herdenschutz zu lesen. Derweil sei es so, dass 
Weidetierhalter W�lfe bereits seit Jahren anf�ttern w�rden, um ebenso 
Wolfsabsch�sse fordern zu k�nnen. Damit setzen sie bewusst das Leben der 
ihnen anvertrauten Tiere aufs Spiel, so Sommer. Seit zwei Jahren w�rde der 
Verein Wolfsschutz-Deutschland regelm��ig nachweisen, dass Weidetiere 
nicht vor Wolfsangriffen gesch�tzt w�rden. Hinzu komme, dass die 
Bundesumweltministerin auf der Webseite ihres Ministeriums eine ganz 
anderes politische Richtung pr�sentiere. W�rtlich stehe dort zu lesen: „Eine 
Bejagung ist grunds�tzlich keine L�sung f�r den Herdenschutz, weil die 
verbleibenden W�lfe weiterhin ungesch�tzte Nutztiere angreifen werden. 
Au�erdem werden bestehende Rudelstrukturen schnell zerst�rt und 
zuwandernde W�lfe und elternlose Jungtiere noch eher auf schlecht 
gesch�tzte Nutztiere zur�ckgreifen als auf Rehe oder Wildschweine“.

Dabei sei es laut Europ�ischer Union seit Anfang des Jahres m�glich, dass die 
Weidetierhalter 100 Prozent Entsch�digung bei Rissen erhalten sowie eine 
100 Prozent F�rderung bei der Anschaffung von Z�unen und auch 
Herdenschutzhunden. Nach dem Wortlaut des Gesetzes d�rften 
Weidetierhalter nun �berhaupt keine Motivation mehr haben, ihre Tiere zu 
sch�tzen. Dabei wirke funktionierender Herdenschutz. Au�erdem w�rden 
Statistiken auch beweisen, dass es in vielen Regionen, wie beispielsweise in 
Baden-W�rttemberg oder auch Schleswig-Holstein mehr Hunde- als 
Wolfsrisse gebe. In Niedersachsen und Sachsen k�nne gerade mal rund die 
H�lfte aller Vorf�lle dem Wolf angelastet werden. Sommer: "Diese Zahlen 
belegen auch, dass es Weidetierhalter mit dem Schutz ihrer Tiere eben nicht 
ernst meinen".

Und wenn der Wolf erneut ausgerottet sei, was das Gesetz unweigerlich nach 
sich ziehen werde, best�nde nach wie vor das Hunderissproblem. Auch 
w�rden Schafe und andere Weidetiere durch Krankheiten und 
Vernachl�ssigung ihrer Besitzer sterben. In Bayern, so Sommer, k�men pro 
Jahr 50.000 Schafe durch Krankheiten und Vernachl�ssigung um. Durch den 
Wolf seien dies gerade einmal 50. 

Gerade eine Umweltministerin habe die Verantwortung, Politik f�r und nicht 
gegen die Umwelt zu machen, doch das, so Sommer, sei schon lange nicht 
mehr der Fall.

Auch die im Gesetz festgeschriebene Ausrottung von Wolfshybriden sei 
absolut nicht hinnehmbar. Bei einer von der Senckenberg Gesellschaft f�r 
Naturforschung festgestellten Hybridisierungsrate der W�lfe in Deutschland 
von unter einem Prozent bestehe keine Gefahr, dass sich Wolfshybriden so 
stark ausbreiten, dass sie den sogenannten "reinerbigen Wolf " verdr�ngen. 
Eine solche Vorgehensweise, wie durch die Bundesregierung jetzt 
beschlossen, sei als rassistisch zu bezeichnen, betonte Sommer, die erkl�rte, 
dass ihr Verein mit allen m�glichen Mitteln die Umsetzung dieses derart 
naturfeindlichen Gesetzes verhindern werde. 
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